
TÄTIGKEITSBERICHT 2016



TÄTIGKEITSBERICHT 2016 

Landesbeirat für das Kommunikationswesen 

39100 Bozen | Cavourstraße 23/c 

Tel. 0471 287 188 | Fax 0471 405 172 

info@lbk-bz.org | www.lbk-bz.org 

PEC: kommunikationsbeirat.comprovcomunicazioni@pec.prov-bz.org 

Verfasst im März 2017 

Alle im Text verwendeten Personenbezeichnungen inkludieren stets beide Geschlechter: das 
männliche und das weibliche 



LANDESBEIRAT FÜR DAS KOMMUNIKATIONSWESEN 

Tätigkeitsbericht 2016 

Gemäß geltenden Staats- und Landesgesetzen legt der Beirat innerhalb März eines jeden 

Jahres dem Landtag und der Autorità per le garanzie nelle comunicazioni AGCOM einen 

Jahresbericht vor. 

Dieser Bericht beschreibt die aktuelle Situation des Kommunikationssystems auf Landes-

ebene und die wesentlichen Tätigkeiten und Initiativen des Beirats im abgelaufenen Jahr  

Der Landesbeirat für das Kommunikationswesen ist folgendermaßen zusammengesetzt:  

Präsident  
Roland Turk 

Vizepräsident 
Paolo Pasi 

Mitglieder 
Haidi Romen 
Norbert Bertagnolli 
Georg Viehweider 
Ivo Walpoth / Gernot Mussner 

Mitarbeiter im Büro des Landesbeirats und deren Aufgabenbereiche 

Silvia Pichler, Sekretärin, Schlichtungsverfahren im Telekommunikationssektor (erste Instanz) 
Mukesh Macchia, Führung des Registers der Kommunikationsanbieter RKA/ROC, Entschei-
dungen bei Streitigkeiten im Telekommunikationssektor (zweite Instanz) 
Carola Morelli, Schlichtungsverfahren im Telekommunikationssektor (erste Instanz) 

Beauftragte für Schlichtungen bzw. Entscheidungen im Telekommunikationssektor 

Hansjörg Dell’Antonio, Schlichter 
Sara Tonolli, Rechtsanwältin 
Michela Luciani, Rechtsanwältin 



TÄTIGKEITSBERICHT 2016 

4 



TÄTIGKEITSBERICHT 2016 

5 

  7 Einleitung – Der Beirat kann wieder eine positive Bilanz vorlegen 

  8 Rolle und Zuständigkeiten des Kommunikationsbeirats 

  9 Finanzmittel des Kommunikationsbeirats – Ein erheblicher Teil der Mittel des Landtages 
wurde dieses Jahr eingespart 

11 Das Spektrum der elektronischen und digitalen Medien in Südtirol  
Keine Südtiroler Vertretung in RAI-Überwachungskommission 

11 Die privaten Lokalsender – Seit Oktober mehr Radio-News am Sonntag 

12 Beiträge – Staat und Land greifen den lokalen Medien unter die Arme 

12 Die Medienförderung durch die Autonome Provinz Bozen: 1,8 Millionen Euro 

13 Landesförderung: von Trient kopiert und weiterentwickelt – „Mindestens ein Journalist pro 
Radiosender – keine Chance für strafbare Onlinekommentare“ 

13 Die Beratungstätigkeit – Das Land ist gefordert bei Verhandlungen um Gelder aus Rom 
In Zukunft kostenlose Wahlkampfsendungen für Parteien 

14 Die Medienkontrolle – RAI Südtirol wird erstmals monitoriert 
Privatsender wegen Sponsorings von Nachrichtensendungen sanktioniert 

14 Sind Umfragen repräsentativ? Die Kontrolle von Meinungsumfragen in den Medien 

15 Par Condicio – Ein intensives Jahr mit vier Wahlgängen – Stress für Politiker, 
Chefredakteure und Beirat 

18 Die Initiativen des Beirats für Kommunikation – Zusammenarbeit mit Berufsverbänden,  
ASTAT und Universitäten 

18 Kooperation mit dem Kommunikationsbeirat von Trient 

19 „Wer hat den Durchblick?“ – Eine Informationskampagne zum Jugendmedienschutz 

19 Kurse zur Medienkompetenz in Zusammenarbeit mit dem Amt für Film und Medien 

19 Das Team des Beiratsbüros wird verstärkt – Innovative Personalpolitik dank Unterstützung 
durch AGCOM 

20 Die Finanzpolizei vernimmt Beamte des Beirats – Überprüft werden Staatsbeiträge an priva-
te Fernseh-Unternehmer 

20 Die Sitzungen des Beirats – Dringliche Entscheidungen in brisanten Fällen – Beirat kann 
Recht auf Richtigstellung falscher Nachrichten durchsetzen 

INHALT 



TÄTIGKEITSBERICHT 2016 

6 

20 Intensive Koordinierungsgespräche der regionalen Beiräte – Die Delegierungen an die Beirä-
te sind neu zu definieren und zu finanzieren – Roland Turk zum Sprecher der Regionen mit 
mehrsprachigem Medienangebot ernannt 

22 Die Schlichtungstätigkeit im Telefonsektor – 980 Fälle im Jahr 2016 

22 Kein Anschluss unter dieser Nummer? Im Dringlichkeitswege kann der Beirat Telefondienst 

wiederherstellen lassen 

23 Die Schlichtungstätigkeit in barer Münze 

23 Die Streitfälle nach Telefonanbieter 

26 Schlichtungen im Telefonsektor nach Art der Streitfälle 

26 Italiener am öftesten mit ihren Telefonanbietern im Clinch 

26 Entscheidung der Streitfälle im Telefonsektor (zweite Instanz) 

28 RKA – Register der Kommunikationsanbieter 

35 Anlagen 



TÄTIGKEITSBERICHT 2016 
 
 

7 

 

 
Einleitung 

Der Beirat kann wieder eine positive Bilanz vorlegen 
   
Wir, die Mitglieder des Landesbeirats für das Kommunikationswesen, sind zwar in der Hauptsa-
che ein Aufsichts- und Kontrollorgan, aber wir verstehen uns vor allem als Garantiebehörde. Wir
sind Garanten für die Mediennutzer, aber auch für die Medienanbieter. Wir setzen uns für die
Bedürfnisse  und Interessen beider Seiten ein. Voraussetzung ist selbstredend, dass bestehende
Regeln eingehalten werden.  
Der Beirat wacht darüber, dass die Mediennutzer ausgewogen und korrekt informiert werden,
und dass sie fair von den Medien behandelt werden, wenn sie mal selbst im Mittelpunkt von de-
ren Berichterstattung stehen. Die Medien ihrerseits können damit rechnen, dass wir uns für För-
dermaßnahmen zu ihren Gunsten einsetzen. Um Fairness und Vielfalt in der Medienwelt zu ga-
rantieren, sind Staat und Land nämlich bereit, die Medien finanziell zu unterstützen. Ein Prozess,
den der Beirat operativ begleitet. 
 
Als Garanten für beide Seiten treten wir auch in unserer Rolle als Schlichter von Streitigkeiten
zwischen Telefonkunden und ihren Anbietern auf. Als Schlichter zwischen den Fronten verhalten
wir uns unparteiisch.  Trotz oder gerade wegen dieser Unparteilichkeit ist es uns auch dieses
Jahr wieder gelungen, eine große Summe Geldes von den Telefonanbietern „zurückzuholen“:
ungerechtfertigt berechnete Beträge, die wieder an die Kunden zurückerstattet werden. Diese
Summe ist mit knapp 245.000 Euro zwar etwas niedriger als im Vorjahr, aber im Sinne einer
sozialen Bilanzierung berechtigt sie uns zur zufriedenen Feststellung, dass diese für die Südtiro-
ler Allgemeinheit erwirtschaftete Summe die Kosten für  die Erhaltung des Beirats übersteigt.
Anders formuliert: die von Landtag und Authority AGCOM gemeinsam für die Schlichtungen be-
reitgestellte Geldsumme ist niedriger als die Summe des Streitwerts, die in die Taschen der Te-
lekommunikationskunden zurückfließt.  
Dass 2016 erstmals seit langem die Streitfälle nicht weiter zugenommen haben, ist eine gute
Nachricht. Es bedeutet nämlich, dass sich die Missverständnisse zwischen Telefonbetreibern
und ihren Kunden nicht weiter verschärft haben. Etwa 1000 Streitfälle pro Jahr und gut 4000
telefonische Kundenberatungen sind trotzdem keine Kleinigkeit und der Ausdruck einer verbrei-
teten Unzufriedenheit mit den Internet- und Handyverträgen. 
 
Damit der Beirat die Schlichtungen und alle seine anderen Aufgaben weiterhin bestmöglich erfül-
len kann, muss freilich die Finanzierung durch AGCOM gesichert sein. Aber es besteht die Ge-
fahr, dass die anstehende Neuberechnung des Finanzierungsmodells eine Kürzung der Mittel
mit sich bringt (siehe Kapitel „Die Beratungstätigkeit“). Deshalb erfordern die laufenden Verhand-
lungen zum neuen Rahmenvertrag zwischen der Authority AGCOM und den Regionen bzw. au-
tonomen Provinzen den Einsatz aller Vertragspartner, insbesondere von Landesregierung und
Landtagspräsidium, auf dass die Performance des Beirats auf dem jetzt erreichten hohen Niveau
abgesichert werden kann. 
 

Dr. Roland Turk 
 
 
 

Präsident des Landesbeirates für das 
Kommunikationswesen 



TÄTIGKEITSBERICHT 2016 
 
 

8 

 

 
ROLLE UND ZUSTÄNDIGKEITEN DES KOMMUNIKATIONSBEIRATES 

  
Der Landesbeirat für das Kommunikationswesen ist ein unabhängiges Regulierungs- und Kon-
trollorgan des Kommunikationswesens auf lokaler Ebene. Die Bereiche seiner Aufsicht erstre-
cken sich vom Rundfunkwesen bis zur Telekommunikation und zur öffentlichen Verwaltung. An-
gesiedelt ist der Kommunikationsbeirat beim Landtag, er ist aber zugleich ein funktionales Organ
der Aufsichtsbehörde AGCOM. Diese hat dem Beirat folgende Kompetenzen im lokalen Medien-
wesen übertragen.  
  
  

Die von der Authority AGCOM delegierten Befugnisse des Kommunikationsbeirats 
  

 Schlichtungen bzw. Entscheidungen in Streitigkeiten zwischen Telekommunikations-
anbietern (Internet, Festnetz und Mobiltelefonie) und deren Kunden. Ein kostenloser
Dienst für alle Telefonkunden, einerlei ob es sich um Private oder Unternehmen handelt.
Der Schlichtungsversuch ist vor dem eventuellen Gang zu Gericht verpflichtend.   

  
 Kinder- und Jugendschutz in Rundfunk und Fernsehen. Schutz der Würde der Perso-

nen. 
  
 Recht auf Richtigstellung falscher Nachrichten in den lokalen Rundfunk- und Fern-

sehsendern.  
  
 Monitoring des privaten lokalen Fernsehens hinsichtlich des Pluralismus in der Bericht-

erstattung, der Einschränkungen für Werbung, und der Pflicht, mindestens 24 Stunden
pro Woche ein eigenständiges Programm auszustrahlen. 

  
 Überwachung der Transparenz und Repräsentativität von Umfragen, die in lokalen 

Print-, Online- und Rundfunkmedien veröffentlicht werden. 
  
 Führung des Registers der lokalen Kommunikationsanbieter RKA/ROC. Dieses Re-

gister dient der Offenlegung der Besitzverhältnisse in Kommunikationsunternehmen, da-
mit die zuständigen Garantiebehörden gegebenenfalls Konzentrationen im Medienwesen
verhindern, den Pluralismus im Informationssektor überprüfen und Beteiligungen auslän-
discher Unternehmen begrenzen können.  

  
  

Die eigenen Befugnisse des Kommunikationsbeirats 
  

 Par-Condicio-Gesetz: in unterschiedlicher und abgestufter Weise sind alle Rund-
funkmedien zur Gleichbehandlung der Parteien und Kandidaten während des Wahl-
kampfs verpflichtet. Öffentliche Verwaltungen – somit auch die Personen mit Regie-
rungsverantwortung - müssen ihre Publikationstätigkeit vor den Wahlen auf das Not-
wendigste einschränken.  Der Beirat überwacht die Einhaltung des Par-Condicio-
Gesetzes Nr. 28/2000 und führt bei Verstößen die Vorerhebungen durch, aufgrund
derer die Authority Sanktionen verhängt. Rundfunk und Fernsehen sind aber auch
außerhalb der Wahlzeiten zu einem grundsätzlichen Pluralismus verpflichtet.  

  
 Medienförderung: Der Kommunikationsbeirat nimmt sowohl die Gesuche der Me-

dien um staatliche Beihilfen entgegen als auch jene um  Fördersummen des Landes.
Er erstellt die Ranglisten der Medien, die zu öffentlichen Förderungen zugelassen
sind. Bei der staatlichen Medienförderung arbeitet der Beirat unmittelbar im Auf-
trag des Ministeriums für Wirtschaftsentwicklung MISE.  
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 Studien, Beratung: Der Landesbeirat ist das beratende Organ von Landtag und

Landesregierung in Fragen des Kommunikationswesens. Im Laufe der Jahres 2016
beriet der Präsident des Beirats das Land u. A. bezüglich der Wiederaufnahme von
kostenlosen Wahlkampfsendungen im privaten Rundfunk und der anstehenden Neu-
auflage des Rahmenabkommens, das die Befugnisse der Landesbeiräte in ganz Ita-
lien festlegt.  

 Die Beiräte können auch Studien und Erhebungen in Auftrag geben; mit dem Ziel, die
Qualität des Medienwesens zu verbessern.   

 
 

Finanzmittel des Kommunikationsbeirats 
Ein erheblicher Teil der Mittel des Landtages wurde dieses Jahr eingespart 

  
Für die Ausübung seiner vielschichtigen Tätigkeiten stehen dem Kommunikationsbeirat Gelder 
aus zwei Quellen zur Verfügung. 
  
Dies sind Mittel des Südtiroler Landtags und Mittel der Authority für das Kommunikationswesen
Agcom.  
  
Aus der im Anhang abgedruckten Tabelle geht hervor, dass die Mittel der Aufsichtsbehörde AG-
COM für 2016 60.000 € betrugen und jene des Landtags  40.000 €.  
  
Die Mittel der Authority Agcom sind für die von ihr delegierten – und oben näher beschriebe-
nen - Befugnisse zu verwenden. Den größten Aufwand erfordert dabei die gütliche Beilegung von 
Streitfällen im Telekommunikationssektor. Hier fallen Honorare für zwei beauftragte Rechtsanwäl-
tinnen, einen unabhängigen Schlichter und das Gehalt einer Mitarbeiterin ins Gewicht, die aus-
schließlich Schlichtungsanträge bearbeitet.  Diese nicht unwesentlichen Kosten der Schlichtun-
gen werden jedoch durch den geldwertigen Vorteil aufgewogen, den die Telefoniekunden aus 
diesem für sie völlig unentgeltlichen Dienst ziehen. So sind im Jahr 2016 knapp 245.000 Euro im 
Schlichtungswege von den Telekommunikations-Anbietern an deren Kunden zurückgeflossen.
Dem steten Bemühen des Beirats um Einsparungen zufolge konnten die Beauftragungen an 
Rechtsanwälte halbiert werden. 
 
Das Monitoring lokaler Rundfunksender schlug mit 11.000 Euro zu Buche. Mittels Monitoring
überprüft der Beirat in erster Linie die Einhaltung der Regeln bezüglich Pluralismus, Werbesen-
dungen, Jugendschutz und Menschenwürde. Anlässlich des Verfassungsreferendums vom 4.
Dezember 2016 wurden erstmals die Informationsprogramme von Südtirol (TV) lückenlos
monitoriert, und zwar die letzten 45 Tage vor der Wahl.  
  
Die Mittel des Landtags wurden ebenso umsichtig verwendet wie jene der AGCOM. Z. B. für die 
Bereiche Sensibilisierung und Information bezüglich eines verantwortungsvollen Umgangs mit 
dem Internet, sowie für die Vermittlung von Medienkompetenz an Lehrer und Jugendliche. Mit 
Landesgeldern unterhält der Kommunikationsbeirat schließlich eine Sensibilisierungs- und Infor-
mationskampagne, die 2016 die Förderung der Medienkompetenz junger Leute zum Inhalt hatte.
Diese Fortbildungstätigkeit wird in Zusammenarbeit mit dem Landesamt für Film und Medien 
umgesetzt. Neu ist unterdessen der Vorschlag des Beirats, auch das italienische Kulturassesso-
rat in seiner Medienbildungsarbeit zu unterstützen. Trotz all dieser Initiativen wurde heuer der 
Topf der Landesmittel nicht zur Gänze ausgeschöpft, weil der Beirat überall dort die Mittel spar-
sam einsetzt, wo die Qualität seiner Arbeit nicht durch Einsparungen leidet. Die Übersicht der 
Einnahmen und Ausgaben ist auf der folgenden Seite abgedruckt. 
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Finanzielle Übersicht – Kosten für die Ausübung eigener Befugnisse - 2016 
Rendicontazione economica – spese per svolgimento attività proprie - 2016 

 
EINGÄNGE (Tätigkeitsprogramm 2016) - ENTRATE (programma d’attività 
2016) 

 

- finanzieller Beitrag des Landtages – contributi da parte del Consiglio provin-
ciale  

40.000,00 € 

  
AUSGÄNGE 2016 - USCITE 2016  
- Informations- und Sensibilisierungskampagne zu Jugendschutz und sinn-
voller Nutzung des Internet - campagna d’informazione e di  sensibilizzazione 
sulla tutela dei minori, nonché la divulgazione di metodi costruttivi per l’utilizzo 
corretto dei media online da parte dei minori. 

11.694,92 € 

- Zusammenarbeit mit dem Landesamt für Film und Medien bezüglich der 
Vermittlung von Medienkompetenz für Lehrer, Eltern und Jugendliche - colla-
borazione con l'ufficio provinciale film e media per iniziative di formazione per 
insegnanti, genitori e giovani 

7.945,12 € 

- Textliche und graphische Gestaltung sowie Übersetzung und Druck einer 
Broschüre zum Thema Jugendschutz in den Medien – impostazione grafica e 
del testo, nonchè traduzione e stampa di un opuscolo sul tema della tutela dei 
minori nei media  

6.100,00 € 

- Rückerstattung Spesen Fortbildung – Rimborso spese formazione 737,80 € 
INSGESAMT AUSGÄNGE – TOTALE USCITE 2016 26.477,84 € 
 

Finanzielle Übersicht – Kosten für Ausübung der von AGCOM delegierten Befugnisse - 
2016 

Rendicontazione economica – spese per svolgimento attività delegate AGCOM - 2016 
 
EINGÄNGE 2016 (Beitrag AGCOM) - ENTRATE 2016 (contributo AGCOM)   
- 1. Rate, 1°rata  30.074,86 € 
- 2. Rate, 2°rata  30.074,86 € 
+ Restbetrag Beitrag AGCOM - importo residuo contributo AGCOM  43.225,70 € 
INSGESAMT - TOTALE 2016 103.375,41 € 
  
AUSGÄNGE 2016 - USCITE 2016  
- Erstellung einer Software für die Verwaltung der Schlichtungsanträge – cre-
azione di un software dedicato per la gestione delle pratiche di conciliazione  

3.500,00 € 

- Monitoring lokaler TV-Sender - monitoraggio emittenti tv locali  13.420,00 € 
- Beauftragung für Schlichtungen im Telefonsektor - incarico per conciliazioni 
nel settore telefonico  

 18.563,81 € 

- Beauftragungen für Entscheidungsbefugnis (Schlichtungstätigkeit) - incarichi 
per la definizione di controversie nel settore telefonico  

19.760,00 € 

- Befristete Aufnahme einer zusätzlichen Arbeitskraft zur Abwicklung der 
Schlichtungstätigkeit – assunzione di un’ulteriore unità di personale a tempo 
determinato per la gestione dell’attività di conciliazione 

39.794,04 € 

INSGESAMT AUSGÄNGE - TOTALE USCITE 2016 95.037,85 € 
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DAS SPEKTRUM DER ELEKTRONISCHEN UND DIGITALEN MEDIEN IN SÜDTIROL 

Die öffentlich-rechtlichen Sender – Keine Südtiroler Vertretung in RAI-
Überwachungskommission 

 
Im Fernseh- und Radiosektor ist in Südtirol eine Sender-Vielfalt vorhanden, die ihresgleichen 
sucht. Der öffentlich-rechtliche Lokalsender RAI Südtirol feiert zwei runde Jubiläen einer langen 
Geschichte: 50 Jahre Fernsehen und 70 Jahre Radio in deutscher Sprache. Der österreichische
Rundfunk ORF strahlt seit über 15 Jahren das lokale Fernseh-Magazin „Südtirol heute“ aus. Un-
geklärt ist in diesem Zusammenhang, welche Watchdog-Behörde für „Südtirol heute“ zuständig 
ist. Was die RAI betrifft fällt auf, dass kein Südtiroler Mandatar in der 40-köpfigen parlamen-
tarischen Überwachungskommission der RAI („Commissione di vigilanza RAI“) vertreten ist. 
  
  

Die Rundfunkanstalt Südtirol RAS  
Eine Körperschaft des Landes Südtirol, die internationale Programme in Südtirol verbreitet 

  
Das lokale Fernsehmagazin des ORF, „Südtirol heute“, wird von der Rundfunkanstalt des Lan-
des, der RAS in Südtirol ausgestrahlt. Die RAS verbreitet terrestrisch aber darüber hinaus eine 
ganze Reihe von Programmen in Südtirol, die allesamt aus dem benachbarten Ausland stam-
men. Im Wesentlichen deutschsprachige Sender, aber auch italienische und rätoromanische Pro-
gramme des Schweizer Rundfunks. Insgesamt „importiert“ die RAS mehr als zwei Dutzend Sen-
der auf UKW, DAB+ und DVB-T. Südtirol besitzt somit als einzige Provinz Italiens eine eigene 
Rundfunkanstalt. Einzigartig ist auch die Versorgung der Südtiroler Bevölkerung mit terrestri-
schem Fernsehsignal. Die Abdeckung liegt trotz der gebirgigen Beschaffenheit des Landes bei 
99,6 %. Die RAS kooperiert mit RAI, Mobilfunkbetreibern und Breitbanddiensten, um die Sende-
standorte gemeinsam zu nutzen. Private lokale Rundfunkbetreiber können zu günstigen Bedin-
gungen die Sendemasten der RAS nutzen, denn 80 % der Nutzungsgebühren übernimmt das
Land Südtirol.  
 
Die Spitzen der Privatsendervereinigung Südtirols ART und der RAI Südtirol haben sich letzthin
mit überraschender Deutlichkeit gegen den Import eines zusätzlichen Radiosenders durch die 
RAS ausgesprochen. Der seit Anfang 2017 von RAS ausgestrahlte Bildungsprogramm „DRadio
Wissen“ erhöhe die Zahl der konkurrierenden Sender auf eine nicht mehr zu verkraftende Weise.  
Der Landesbeirat für das Kommunikationswesen begrüßt hingegen die Ausstrahlung von Quali-
tätssendern, weil die Steigerung von Qualität und Vielfalt im lokalen Rundfunkbereich zu den
Aufgaben des Beirats zählt. Gleichwohl ist anzumerken, dass der relativ kleine Südtiroler Rund-
funk-Markt bereits sehr gesättigt ist.  
  
  

Die privaten Lokalsender - Seit Oktober mehr Radio-News am Sonntag 
 
Das breite öffentlich-rechtliche Spektrum an Sendern wird durch eine Vielzahl privater Radiosen-
der ergänzt, sowie von einigen Fernsehunternehmen, die auch den Ladinern, zusätzlich zur RAI, 
sporadisch Programme in ihrer Sprache anbieten. Wohl wegen der drei Sprachgruppen in Südti-
rol, die von den Medien meist getrennt bedient werden, ist die Anzahl der Radiosender in Südtirol
höher als im Trentino und etwa doppelt so hoch wie im Nachbarland Tirol, jenseits des Brenners. 
  
Seit Oktober 2016 verbreitet die Kommunikationsagentur RMI aus Bozen für ein aus acht Sen-
dern bestehendes Network auch sonntags Kurznachrichten. Damit wird eine große Informations-
lücke geschlossen. Die Ressourcen für den Nachrichtendienst am Sonntag wurden durch die
Kürzung einer von RMI an den Werktagen für das Network produzierten Magazinsendung frei-
gemacht. 
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Die Anzahl der Radio- und TV-Sender bleibt seit vielen Jahren so gut wie konstant, während das 
Angebot an Online-Medien wächst. Anzumerken ist eine Konzentration im Werbemarkt, nach-
dem das Verlagshaus Athesia im vergangenen Jahr die Mehrheit an den Tageszeigungen Alto
Adige und Trentino übernommen hat. Athesia ist in Südtirol somit dank seines breitgefächerten 
Angebots an Online-Medien, der Dominanz bei den Tageszeitungen und seiner engen Zusam-
menarbeit mit den bedeutendsten Südtiroler Lokalradios der stärkste Player auf dem Werbe-
markt. Der Beirat hat am 18.10.2016 den Beschluss gefasst, der Authority AGCOM diese signifi-
kante Veränderung zur Kenntnis zu bringen.  
  
  

BEITRÄGE  
Staat und Land greifen den lokalen Medien unter die Arme 

  
Staatsbeiträge: Lokale Radiobetreiber können beim Ministerium für Wirtschaftsentwicklung um
Beiträge ansuchen. Diese Ansuchen werden direkt an das Ministerium gestellt. Die jüngsten Aus-
zahlungslisten sind im Anhang dieses Jahresberichts abgedruckt.  
Anders verhält es sich mit den staatlichen Beiträgen für lokale Fernsehsender. Die Ansuchen der 
lokalen kommerziellen TV-Sender nimmt in Südtirol der Kommunikationsbeirat entgegen. Er prüft
die Zulässigkeit der Ansuchen und erstellt eine Rangordnung, die er anschließend zum Zweck 
der Auszahlung der Beiträge an das Ministerium weiterleitet. Auch diese Auszahlungsliste ist im 
Anhang dieses Jahresberichts angeführt. 
  
  

Die Medienförderung durch die Autonome Provinz Bozen: 1,8 Millionen 
  
Landesbeiträge: Die Landesregierung unterstützte die lokalen, nicht öffentlich-rechtlichen,
Rundfunk-, TV- und Onlinemedien im vergangenen Jahr 2016 mit 1,8 Millionen Euro. Die Summe 
ist im Vergleich zum Vorjahr um 800.000 Euro erhöht worden. Diese Landesbeiträge addieren
sich zu den vom Staat ausbezahlten Beihilfen. In Summe hat der Sender „Video 33“ den größ-
ten Förderbeitrag aller Südtiroler TV-Sender erhalten, und zwar 321.000 Euro. Bei den Ra-
diosendern steht „Südtirol1“ an der Spitze mit einer Fördersumme von 237.000 Euro. Das
Online-Nachrichtenportal „stol.it“ erhielt 141.000 Euro. In diesem Fall handelt es sich allein
um Landesgelder weil der Staat die Onlinemedien bislang nicht in das Medienförderungspro-
gramm aufgenommen hat. Das Land Südtirol unterstützt die Medienunternehmen aber außerdem 
noch, im Rahmen der allgemeinen Wirtschaftsförderung, für Investitionen etwa oder Weiterbil-
dung des Personals. Die gesamte Liste der Beitragsempfänger, getrennt nach Landes- und 
Staatsförderung, ist in der Anlage abgedruckt.  
 
Die Ansuchen um Landesförderung werden an das Büro des Kommunikationsbeirats gestellt.
Dort wird ihre Zulässigkeit überprüft und die Beitragssumme für jedes Medienunternehmen er-
rechnet.  
Zurzeit besteht die Möglichkeit einer Evaluierung der Förderkriterien. Denn gemäß einem Be-
schluss der Landesregierung (vom 1. Dezember 2015, Nr. 1366, Anlage A) kann diese nach ei-
nem Jahr „die Wirksamkeit der Förderkriterien überprüfen und nach Anhören des Landesbeirats
für das Kommunikationswesen gegebenenfalls erforderliche Änderungen vornehmen“. Der Beirat
hat bereits bei der Landesregierung seine Bereitschaft deponiert, auf Anfrage Vorschläge zu Än-
derungen der Vergabekriterien zu formulieren. Der Kommunikationsbeirat vertritt beim sensiblen 
Thema Medienförderung zwei Grundsätze: Die Zuwendungen der Landesregierung an die Me-
dien dürfen keine Abhängigkeiten erzeugen und sie sollten in erster Linie die Qualität der Sender 
und Portale fördern. 
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2016 reichten 31 Südtiroler Medienunternehmen Gesuche um Fördergeld beim Kommunikations-
beirat ein. Die Anzahl der Ansuchen ist im Vergleich zum Vorjahr gestiegen. Der größte Zuwachs
ist dabei auf dem Online-Sektor zu verzeichnen. Während die Zahl der Radiosender in Südtirol
konstant bleibt (es werden keine neuen UKW-Sendefrequenzen mehr vergeben), nehmen die
Angebote an Information im Internet zu. Die Förderung können auch mehrsprachige Medien be-
anspruchen. 
  
  

Tabelle – Medien, die beim Land Südtirol um Beihilfen angesucht haben: 
 
 Medium Anzahl 

- Hörfunksender 18 (15 deutsche, 2 italienische,1 ladinischer) 
- TV-Sender   3 (2 italienische, 1 deutscher) 
- Online-Medien 10 (6 deutsche, 2 italienische, 2 zweisprachige) 

  
  

Landesförderung: von Trient kopiert und weiterentwickelt  
„Mindestens ein Journalist pro Radiosender – keine Chance für strafbare Online-Kommentare“ 

 
Das 2016 vom Landtag in Trient verabschiedete Medienförderungsgesetz übernimmt einen Gut-
teil der Kriterien, die ein Jahr zuvor im Vorgängergesetz der Provinz Bozen festgelegt wurden. 
Jedoch trachtet das Trientner Gesetz stärker nach Sicherung der Qualität der Medienprodukte
und nach Sicherung der Beschäftigungszahlen. So dürfen z. B. geförderte Medienunternehmen
keine Mitarbeiter entlassen und nicht vom Mindest-Qualitäts-Standard abweichen. Dieser Min-
deststandard bedeutet, dass sowohl Radiounternehmen als auch Online-Redaktionen mindes-
tens über einen Berufsjournalisten verfügen müssen. Wenn der Inhaber des Unternehmens
selbst kein Berufsjournalist ist, muss er mindestens einen Journalisten unbefristet mit Kollektiv-
vertrag der italienischen Journalisten- und Verlegerverbände FIEG und FNSI beschäftigen. 
Online-Medien erhalten laut dem Trientner Gesetz die Förderbeiträge nur, wenn sie nicht als rei-
ne Wiedergabe einer Print- oder Rundfunkausgabe erscheinen. Wer auf Online-Medien Leser-
kommentare mit strafrechtlich relevanten Inhalten zulässt, wird von der Liste der Beitragsemp-
fänger gestrichen. 

 
 

DIE BERATUNGSTÄTIGKEIT 
Das Land ist gefordert bei Verhandlungen um Gelder aus Rom 

In Zukunft kostenlose Wahlkampfsendungen für Parteien 
 

In Rom steht die für das gesamte System der regionalen Kommunikationsbeiräte wichtigste 
Grundsatzentscheidung der vergangenen acht Jahre an: Das seit 2008 gültige Rahmenabkom-
men, mit dem die Befugnisse der Landesbeiräte abgesteckt wurden, ist zu erneuern. Der Südtiro-
ler Beirat ist daher auf zwei Ebenen um das bestmögliche Resultat für Südtirol bemüht. Einerseits 
verhandelt er in Rom mit den Partnern des Rahmenabkommens und andererseits hat der in Bo-
zen Landesregierung und Landtag von der Tragweite der derzeitigen Verhandlungen zu über-
zeugen versucht. Wenn sich die Spitzen der Landesregierung und des Landtag nämlich beizeiten 
in die Verhandlungen zum Rahmenabkommen einbringen, kann für unsere Provinz das bestmög-
liche Resultat erzielt werden. Denn das Rahmenabkommen zwischen Authority AGCOM und den
Regionenvertretern bestimmt letztendlich, welche Kompetenzen die Landesbeiräte in Zukunft 
erhalten und welche Mittel für deren Ausübung zur Verfügung stehen.  
 
Als beratendes Organ des Landes ist der Beirat auch bei der Wiedereinführung der kostenlosen
Wahlwerbesendungen im lokalen Radio und Fernsehen aufgetreten und bei der Behandlung von
Anfragen aus dem Landtag. Die kostenlosen Wahlwerbesendungen waren in Südtirol und im
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Trentino seit dem Mailänder Abkommen ausgesetzt gewesen; in Zukunft wird aber die Landesre-
gierung die nötigen Mittel für diese Wahlsendungen aufbringen. (Vgl. Kap. PAR CONDICIO) 

   
   

DIE MEDIENKONTROLLE 
RAI Südtirol wird erstmals monitoriert  

Privatsender wegen Sponsorings von Nachrichtensendungen sanktioniert 
   
Im Rahmen seiner Funktion als Kontrollorgan des lokalen Rundfunks hat der Beirat für Kommuni-
kation im Laufe des Jahres 2016 erstmals die deutschsprachigen Fernsehsendungen vor RAI 
Südtirol einer Stichprobenkontrolle unterzogen. Dabei wurden keine Verstöße gegen die rund-
funkgesetzlichen Vorgaben, insbesondere des Einheitstextes TUSMAR 177/2005, festgestellt. Da 
die Programme der RAI Südtirol vollkommen werbefrei sind, entfällt beim Monitoring die Überwa-
chung der gesetzlichen Bestimmungen zur Fernsehwerbung, während die Überwachung der pri-
vaten Lokalsender den kompletten Monitoring-Katalog umfasst, der im Folgenden verdeutlicht 
wird. 
  
Das Monitoring hat sich laut Vorgabe der Authority AGCOM  auf folgende Beobachtungsfelder zu
konzentrieren:  
  
- Kinder- und Jugendschutz: Mit besonderer Strenge wird auf den Schutz der Jugendlichen im 
Fernsehen geachtet. Es dürfen keine Inhalte gesendet werden, die die seelische und moralische
Entwicklung von Minderjährigen beeinträchtigen könnten. Sender, die den Jugendschutz miss-
achten, werden nicht nur zu Geldstrafen verurteilt, sondern auch von Staats- und Landesbeiträ-
gen ausgeschlossen. 
  
- Zuschauerschutz: Auch die Würde der Erwachsenen darf von den Medien nicht verletzt wer-
den. Die Grundrechte der Person sind jederzeit zu respektieren. Hetzerische Sendungen sind
verboten, ebenso vulgäre Ausdrucksweisen und intolerante Verhaltensweisen, auch in Sportsen-
dungen. 
  
- Wahrung der Grundsätze des Pluralismus: Dieser Bereich ist unterteilt in einen sozio-
kulturellen Pluralismus, der alle gesellschaftlich relevanten Gruppen berücksichtigt, und in einen 
politisch-institutionellen Pluralismus. In diesem Falle geht es um die Gleichbehandlung aller poli-
tischen und institutionellen Vertreter der Gesellschaft.  
  
- Auflagen für Werbesendungen: Werbung im Fernsehen und Radio muss als solche deutlich 
gekennzeichnet werden, damit Werbeeinschaltungen vom Zuschauer bzw. Hörer unmissver-
ständlich als solche erkannt werden. Diese Kennzeichnungspflicht dient der Unterbindung von
Schleichwerbung. Die Dauer der Werbung darf im Privatfernsehen 25 % der Sendezeit nicht 
überschreiten, für bestimmte Produkte und Dienstleistungen darf überhaupt nicht beworben wer-
den, in anderen Fällen ist die Sendezeit zum Schutz der Kinder und Jugendlichen auf Tageszei-
ten begrenzt, zu denen Kinder in der Regel nicht unbeaufsichtigt vor dem Fernseher sitzen.  
Aufgrund einer Anzeige musste der Beirat gegen eine besondere Form der unerlaubten Werbung
vorgehen: Ein Radiosender ließ sich politische Nachrichtensendungen von einem Unter-
nehmen sponsern. Der Sender ist daraufhin von der Aufsichtsbehörde AGCOM mit einer
Geldbuße sanktioniert worden. 

 
  

Sind Umfragen repräsentativ? Die Kontrolle von Meinungsumfragen in den Medien 
  
Im Auftrag der Authority AGCOM überwachen die Landesbeiräte für das Kommunikationswesen
die Pflicht der Medien, beim Veröffentlichen von Umfrageergebnissen die gesetzlich vorgeschrie-
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benen Informationen mitzuliefern. Um ein Umfrageergebnis in vollem Umfang einschätzen zu
können, muss nämlich der Leser/Hörer wissen, wer eine bestimmte Umfrage in Auftrag gegeben 
hat, wer sie in welchem Zeitraum umgesetzt hat, wie viele Befragte mit welchen Fragen konfron-
tiert wurden. Der Pflicht, diese elementaren Informationen über die Befragungsmethode zu veröf-
fentlichen müssen nicht nur die Printmedien, sondern auch die Online- und Rundfunkmedien 
nachkommen. Im Jahr 2016 kam es diesbezüglich zu keiner Sanktionierung von Südtiroler Me-
dien, doch der Beirat hat beschlossen, die Medien erneut auf die Bestimmungen aufmerksam zu 
machen, um Nachlässigkeiten vorzubeugen.  
Besondere Bestimmungen zur Veröffentlichung von Umfrageergebnissen herrschen während der
Wahlkampfzeiten. Dazu ist ein Sanktionierungsverfahren anhängig, das auf der folgenden Seite
beschrieben wird. 

 

PAR CONDICIO 
Ein intensives Jahr mit vier Wahlgängen 

Stress für Politiker, Chefredakteure und Beirat 
 
Radio- und Fernsehjournalisten sind jederzeit verpflichtet, die Grundlinien ihrer Sendungen nach
den Prinzipien des Pluralismus, der Objektivität und der Meinungsvielfalt auszurichten. Dies
schreibt das  Gesetz Nr. 28/2000 („Par Condicio“) vor. Vor Wahlgängen verschärfen sich diese
Auflagen aber um Einiges.  
Journalisten der Printmedien betrifft das Gesetz nur in geringem Umfang, wohl aber ihre Kollegen 
aus der öffentlichen Verwaltung, allen voran das Landespresseamt und die Gemeindeblätter, 
einschließlich der Online-Auftritte der Kommunen. Das Par-Condicio-Gesetz müssen vor Wahl-
gängen aber auch Regierungsvertreter auf allen Ebenen befolgen und mit ihnen die Verantwortli-
chen aller öffentlichen Verwaltungen.   
So dürfen etwa Regierungsvertreter nach Ausrufung der Wahl bzw. 45 Tage vor dem Urnengang
in den Veröffentlichungen und Kundmachungen ihrer jeweiligen Verwaltung nicht mehr nament-
lich genannt werden. Ihre Kommunikationstätigkeit wird stark eingeschränkt.  
Die Ratio des Gesetzes ist jene, die öffentlichen Auftritte von Regierungsverantwortlichen auf ein
Mindestmaß zu beschränken, damit sie nicht als  Wahlkampf missbraucht werden können.  
Alle öffentlichen Verwaltungen müssen laut Art. 9 des Par-Condicio-Gesetzes ihre Kommunikati-
onstätigkeit auf das unbedingt Notwendige herunterfahren, um für die Regierenden an ihrer Spit-
ze keinen bewussten oder unbewussten Vorteil zu schaffen. 
Dem Landesbeirat obliegt es, über die Einhaltung der Par Condicio – auch seitens der Landesre-
gierung und der Gemeindeausschüsse - zu wachen und Verstöße durch Ausgleichsmaßnahmen
reparieren zu lassen oder der Authority für das Kommunikationswesen zur Sanktionierung wei-
terzuleiten. 
 

Staatsweites Referendum zu den Ölbohrungen 
Erstmals sind Regionalräte die Einbringer einer Volksabstimmung 

Die Auswirkungen auf Südtirol 
   
Das Referendum zu den Offshore-Ölbohrungen vom 17. April 2016 war das erste, welches von
Regionalparlamenten initiiert wurde. Diese von der Verfassung im Artikel 75 vorgesehene Mög-
lichkeit war bisher nie ausgeschöpft worden, weshalb die Vertreter der fünf Einbringer-Regionen 
durch Sonderbestimmungen vom Par-Condicio-Joch befreit werden mussten. Es musste ihnen
die Möglichkeit gewährt werden, für das Referendum zu werben, obwohl das Par-Condicio-
Gesetz den Exponenten der Regionen jegliche Parteinahme zu Wahlgängen verbietet. In Analo-
gie zu diesem Vorgang hat der Südtiroler Beirat bei der Flughafenabstimmung vom 12. Juni –
nach Rücksprache mit der Authority AGCOM – die Fesseln gelockert, die Landeshauptmann 
Kompatscher in ähnlicher Weise angelegt waren wie den Regionenpräsidenten beim sogenann-
ten „Trivelle“-Referendum.  
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Die Volksbefragung zum Flughafen – ein Härtetest 

Fronten von Gegnern und Befürwortern prallen massiv aufeinander 
 
Die emotional aufgeladene Abstimmung zur beratenden Volksbefragung vom 12. Juni 2016 in-
volvierte viele Akteure in einen erbitterten Kampf um die Stimmen. Den Landtag, der sich nach
langer Diskussion und Rücksprache mit dem Beirat zur Herausgabe einer Informationsbroschüre 
durchrang, weiters je ein Pro- und ein Kontra-Komitee, mehrere Bezirksgemeinschaften, die für
das Ja oder für das Nein eintraten, Gemeinden, die dafür oder dagegen mobilisierten, der Dach-
verband für Natur- und Umweltschutz. All diese Einrichtungen riefen oftmals den Beirat an, 
um strittige Fragen zu klären. Die „Initiative für mehr Demokratie“ forderte den Landeshaupt-
mann gar in schärfstem Ton auf, sich neutral zu verhalten. Der Brief ging auch an den Beirat. 
Grüne und Dachverband wollten hingegen vom Beirat geklärt wissen, dass die Betreibergesell-
schaft des Flughafens als öffentliche Verwaltung nicht in den Wahlkampf eingreifen dürfe. Tat-
sächlich unterlag der Flughafenbetreiber als Inhouse-Gesellschaft des Landes dem Art. 9 des 
Par-Condicio-Gesetzes, der ihm jedwede Kommunikation untersagt. 
Die Oppositionsparteien Freiheitliche, Südtiroler Freiheit und Union wollten in Schreiben an den 
Beirat die Ausgewogenheit der Rundfunkanstalt RAI überprüfen. Als Antwort listete die RAI die 
Gästeliste der Diskussionssendungen auf, und diese gab zu keiner Beanstandung Anlass. Aber 
auch die Regierungsseite sah sich zuweilen von der RAI übergangen. Diese hat dann während
der letzten, durch die Par Condicio geregelten Wochen vor der Wahl, eine Berichterstattung ge-
wählt, die von großer Zurückhaltung geprägt war. Dies führte in Einzelfällen sogar dazu, dass 
selbst großen aktuellen Ereignissen sehr wenig Raum in den News-Sendungen gewidmet wurde.
Die Par-Condicio-Regelung erschwert zuweilen das Recht der Journalisten auf Berichterstattung.  
 
 
Bei Gemeinden sorgt das Verbot zu kommunizieren für Unsicherheit  
Mit der Frage, ob Gemeinderäte zur Volksbefragung Beschlüsse fassen können, wurden mehrere
Instanzen befasst: Regierungskommissariat, Gemeindenaufsicht und Kommunikationsbeirat.
Wobei der Kommunikationsbeirat klarstellte, dass er nur über die Einhaltung des Par-Condicio-
Gesetzes zu wachen hat und dieses geht nicht auf die Beschlussfähigkeit der Gemeinden ein. Es 
beschränkt nur (mit Art. 9) deren Kommunikationstätigkeit. Artikel 9 des Par-Condicio-Gesetzes 
kam in einem Fall zur Anwendung: Der Beirat musste eine Gemeinde des Unterlandes auffor-
dern, eine erfolgte Kommunikation in Bezug auf den Flughafen zu widerrufen.    
 
 

Das Referendum zur Verfassungsreform – Härtetest zum Zweiten 
Und ein Anlass, die Wiedereinführung der kostenlosen Wahlwerbung im Radio durchzusetzen 

 
Kaum weniger umkämpft als das Flughafen-Thema war das Referendum zur Verfassungsreform
im Dezember 2016. Der engagierte Wahlkampf hat in diesem Fall dazu geführt, dass eine kon-
krete Neuerung bei den zukünftigen Wahlgängen in Südtirol auf uns zukommt. Auf Betreiben der 
Bewegung „M5S“ werden hierzulande bei künftigen Wahlgängen wieder die kostenlosen Werbe-
schaltungen bei privaten Radio- und TV-Sendern zur Anwendung gelangen. Diese im Staatsge-
setz Nr. 28/2000 verankerten Werbesendungen waren seit dem Mailänder Abkommen in Südtirol 
(und übrigens auch im Trentino) ausgesetzt, weil die Frage ungeklärt geblieben war, wer diese 
Werbeschaltungen künftig finanziert. In den Regionen mit Normalstatut bezuschusst der Staat die
Ausstrahlung von kostenfreien Wahlwerbesendungen. Seit dem Mailänder Abkommen stellte 
aber die Zentralregierung für Südtirol dafür keine Mittel mehr zur Verfügung. Jetzt hat die Südtiro-
ler Landesregierung beschlossen, in die Bresche zu springen. Ab dem nächsten Wahlgang
erhalten alle Sender, die kostenlose Sendeplätze anbieten, einen Unkostenbeitrag vom
Land.  
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Der Landtag wollte die kostenlose Radiowerbung sofort umsetzen. Am 9. 11. 2016 genehmigte er 
einen Beschlussantrag, mit dem u. A. der Kommunikationsbeirat beauftragt werden sollte, die 
Radiowerbung noch rasch für den kurz bevorstehenden Wahlgang umzusetzen. Dies war leider
nicht mehr möglich, da nach Vorgabe des AGCOM-Beschlusses Nr. 448/16 CONS die Fristen
dafür bereits abgelaufen waren. Bis zum 9. Oktober hätten nämlich die Radio- und TV-Sender 
müssen ihre Bereitschaft zur Ausstrahlung von Gratiswerbung kundtun. Der Landtags-Beschluss 
wurde erst einen Monat später gefasst. Die Umsetzung war zeitlich nicht mehr zu schaffen.   
 
Richtig ist, dass die gesamte Abwicklung der kostenfreien Werbeflächen (Messaggi autogestiti 
gratuiti) dem Landesbeirat für das Kommunikationswesen obliegt. Leider können jedoch die Pri-
vatsender nicht verpflichtet werden, die Sendeplätze zur Verfügung zu stellen. Die RAI ist hinge-
gen verpflichtet, kostenlose Wahlsendungen anzubieten. Der Beirat wacht lediglich über die ge-
rechte Verteilung der Sendplätze. Die redaktionelle Arbeit der RAI Südtirol hat der Beirat hinge-
gen lückenlos 45 Tage vor der Wahl am 4. Dezember monitoriert. Diese Option in seiner Par-
Condicio-Zuständigkeit hat der Beirat vergangenes Jahr erstmals gewählt. Dabei werden präzise
die Zeiten erhoben, die das Fernsehen den einzelnen Parteien widmet, aber dies verhinderte
nicht, dass einzelne Politiker subjektiv das Gefühl hatten, zu kurz gekommen zu sein. 
 
Kein Amtsmissbrauch. Die Süd-Tiroler Freiheit zeigte Landeshauptmann Kompatscher bei der
Staatsanwaltschaft in Bozen wegen angeblichen Amtsmissbrauchs an und beim Kommunikati-
onsbeirat wegen gemutmaßter Verletzung des Par-Condicio-Gesetzes. Die Eingabe beanstandet 
einen Newsletter der Südtiroler Volkspartei, den neben Parteiobmann Philipp Achammer auch 
Arno Kompatscher in seiner Funktion als Landeshauptmann mit unterzeichnet hatte. Der Beirat
hat die Eingabe nach den erforderlichen Vorerhebung an die entscheidungsbefugte Authority 
AGCOM weitergeleitet. Diese konnte jedoch keinen Verstoß gegen das Par-Condicio-Gesetz 
28/2000 feststellen. Die Tatsache, dass die Unterschrift des Landeshauptmanns auf einem
Newsletter einer Partei steht sei nicht gesetzeswidrig, so AGCOM, „weil der Newsletter kein Logo 
der Landesregierung trug und auch keine anderen Elemente, die darauf schließen lassen könn-
ten, dass der Brief auf eine Initiative des Landes zurückzuführen wäre.“ Auch die Anzeige wegen
gemutmaßten Amtsmissbrauchs gegen den Landeshauptmann hat keine gerichtlichen Folgen 
gezeitigt. 
 
Bezüglich des Landeshauptmanns soll auch ein Ereignis in Rom Erwährung finden, das bis nach 
Triest und Bozen Wellen schlug. Was war geschehen? Die Präsidentin der Region Friaul Julisch
Venetien, Debora Serrachiani, hatte in Rom die Kollegen aus Sardinien, dem Trentino und Südti-
rol um sich geschart und eine Erklärung zum Verfassungsreferendum verbreitet. Diese Erklärung
brachte ihr eine Sanktionierung durch die Authority AGCOM ein, während ihre Gäste, Arno Kom-
patscher, Ugo Rossi aus Trient und Assessor Gianmario Demuro aus Cagliari unbehelligt blie-
ben. Dieser Umstand wurde vom M5S in Frage gestellt doch die Kommunikationsbeiräte von
Sardinien, Trient und Bozen sahen ebenso wenig Anlass zum Einschreiten wie die Authority Ag-
com selbst, weil die Veranstalterin der Pressekonferenz in Rom allein die Region Friaul war. 
 
 

Sonderfall Benko 
Paradebeispiel einer deregulierten Volksbefragung 

 
Die Bürgerbefragung zum Immobilien-Projekt des Investors René Benko Ende März/Anfang April
war nicht der Par-Condicio-Regelung unterworfen weil die Gemeindesatzung neben dem basis-
demokratischen, reglementierten Instrument der Volksabstimmung auch die sogenannte Bürger-
befragung vorsieht. Die Abwicklung dieser ungebundenen Befragung bot die Gelegenheit zu be-
obachten, welche Auswüchse diese Ungebundenheit mit sich bringen kann. Sein Fazit hat der
Kommunikationsbeirat in einer Presseaussendung nach dem Wahlgang gezogen: Obwohl das
Par-Condicio-Gesetz wegen seiner teilweise zu allgemein gehaltenen Regelungen schwierig in 
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der Anwendung und daher durchaus verbesserungswürdig ist, seien auf alle Fälle bindende Re-
gelungen für Volks- oder Bürgerbefragungen einer völlig deregulierten Befragungsmethode vor-
zuziehen. Der Beirat brach nach dieser Erfahrung in der Presseaussendung eine Lanze für das 
Par-Condicio-Gesetz, vor allem in Bezug auf die Chancengleichheit im Einsatz der Wahlwerbe-
mittel. Eine Begrenzung der Wahlwerbemittel ist demnach unerlässlich, wenn auch nicht einfach 
in der Überprüfung. 

DIE INITIATIVEN DES BEIRATS FÜR KOMMUNIKATION 
Zusammenarbeit mit Berufsverbänden, ASTAT und Universitäten 

   
Zwischen der Fakultät für Wirtschaftswissenschaften an der Universität Bozen und dem Kommu-
nikationsbeirat besteht eine Absprache, nach welcher der Beirat Studierende unterstützt, die das 
Medienwesen Südtirols zum Inhalt ihrer Diplom- bzw. Doktorarbeiten machen wollen. Die Koordi-
nation dieser Fälle hat Prof. Alex Weissensteiner übernommen. Mit der Universität Innsbruck gibt 
es hingegen ein Abkommen zur Beschäftigung und Begleitung von Praktikanten, die im Kommu-
nikationsbeirat oder in der Volksanwaltschaft in Bozen eines ihrer verpflichtenden Praktika absol-
vieren möchten. Dieses Abkommen ist dank der Bemühungen der Volksanwältin Gabriele Moran-
dell zustande gekommen. Volksanwältin, Gleichstellungsrätin und Kommunikationsbeirat 
haben auch gemeinsam ein Faltblatt herausgebracht, das unter dem Titel „Ihr gutes Recht“
die Zuständigkeiten der drei Organe kompakt beschreibt.   
 
Mit dem Südtiroler Bauernbund SBB besteht eine fruchtbringende Zusammenarbeit zur Rationali-
sierung der Abwicklung von Streitsachen im Telekom-Sektor. Der SBB betreut seine Mitglieder in
Absprache mit dem Büro des Kommunikationsbeirats. Dadurch ist eine rationelle und beschleu-
nigte Abwicklung von Streitfällen gegeben. Der Kommunikationsbeirat bietet auch den übrigen
Berufsverbänden Südtirols eine Zusammenarbeit in ähnlicher Form an.   
Mit dem Landesamt für Statistik ASTAT kooperiert der Beirat bei der Vorbereitung einer neuen
Umfrage zu den Hör- und Sehgewohnheiten der Südtiroler in Bezug auf Radio und Fernsehen.
Die neu zu erhebenden Einschaltquoten dienen zum Teil als Grundlage für die Verteilung von
Fördersummen des Landes an die Medien. 

 
 

Kooperation mit dem Kommunikationsbeirat von Trient 
   

Während auf dem restlichen Staatsgebiet die Beiräte bei den Regionen angesiedelt sind, verfü-
gen die beiden autonomen Provinzen Trient und Bozen über zwei eigene Beiräte. Mit dem Trient-
ner Kommunikationsbeirat (Comitato provinciale per le comunicazioni) herrscht bestes Einver-
nehmen. Konkreter Ausdruck dieses Einvernehmens sind gegenseitige Absprachen der Aktivitä-
ten und die Zusammenarbeit bei der Journalistenfortbildung. Aus dieser Zusammenarbeit ist ein
40-seitiges Heft zum Jugendschutz in den Medien hervorgegangen: „Medien und Jugendschutz“, 
herausgegeben von den Kommunikationsbeiräten Trient und Bozen, 2016. 
In einigen Bereichen ist die Zusammenarbeit und gegenseitige Absprache zwischen den Kommu-
nikationsbeiräten von Bozen und Trient geradezu unabdingbar. So beim Monitoring der privaten 
Fernsehsender und bei der Bearbeitung der Gesuche um staatliche Fördergelder. Da einige 
Fernsehsender sowohl im Trentino als auch in Südtirol ihre Programme verbreiten, muss die terri-
toriale Zuständigkeit der beiden Beiräte geklärt sein. 
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„WER HAT DEN DURCHBLICK?“  
Eine Informationskampagne zum Jugendmedienschutz  

   
Mit Zeitungsinseraten und auf seiner Homepage wies der Kommunikationsbeirat dieses Jahr auf
seine Zuständigkeit im Jugendmedienschutz hin und informierte über seine Initiativen zur Vermitt-
lung von Medienkompetenz in Kindheit und Jugend. Diese Informationskampagne folgt auf die 
letztjährige, die zu einem verantwortungsvollen Umgang mit dem Medium Internet aufrief. Die 
jüngste Inseratekampagne wurde auch in ladinischer Sprache, und zwar in der ladinischen Zei-
tung „LA USC DI LADINS“ geschaltet.  
Zu dieser Kampagne gab die Authority für das Kommunikationswesen AGCOM ausdrücklich ihre
Zustimmung. Die verantwortliche Funktionärin für die Beziehungen zu den Landesbeiräten ge-
nehmigte auch die Verwendung des AGCOM-Logos. Einige der veröffentlichten Inserate sind im
Anhang zu diesem Jahresbericht abgedruckt. 

   
   

Kurse zur Medienkompetenz in Zusammenarbeit mit dem Amt für Film und Medien 
   
2016 wurde ein bewährtes Gemeinschaftsprogramm zur Medienbildung weiter ausgebaut. Der
fruchtbringenden Zusammenarbeit mit dem Landesamt für Film und Medien ist es zu verdanken, 
dass während des Jahres eine Vielzahl an Kursen für Lehrpersonen, Multiplikatoren und Interes-
sierte angeboten werden konnte, um Medienbildung und Medienkompetenz in der Bevölkerung, 
besonders aber bei den Kindern und Jugendlichen zu fördern. Die Neugier und Risikobereitschaft 
der Jugend im Umgang mit dem Medium Internet  macht sie besonders anfällig für die Gefahren,
die im Netz lauern. 
In Absprache mit dem Kommunikationsbeirat und mit dessen finanziellem Beitrag veranstaltete 
das Amt für Film und Medien Kurse zu folgenden Themen: 
- Sicherer Umgang mit Internet; 
- Einsatz von Social Media in der Schule; 
- Handy in Kinderhand; 
- Medien, Macht und Manipulation; 
- Mobbing und Cybermobbing; 
- Bildmanipulationen.  
 
Weitere Titel von Bildungsveranstaltungen des Jahres 2016: „Urheberrecht im Internet“, „Wie PR-
Agenturen manipulieren“, „Internet-Recherche“, „Aktuelle Trends im Internet“. 
Erfreulich ist das rege Interesse für die Kurse zur Medienbildung. Der Präsident des Beirats trug 
seinen Teil zur Medienbildung bei, indem er wieder in einer Oberschule als Referent auftrat.  
 
 

Das Team des Beiratsbüros wird verstärkt 
Innovative Personalpolitik dank Unterstützung durch AGCOM 

 

Im November 2015 genehmigte der Landtag eine zusätzliche Beamtenstelle für den Beirat. Die
Einstellung der Person ist für den Mai 2017 vorgesehen. Um den Betrieb im Beiratsbüro aber
trotzdem aufrechterhalten zu können, hat der Beirat im April 2016 interimistisch auf eine Mitarbei-
terin vor außen zurückgegriffen, die mit AGCOM-Mitteln entlohnt wird. Auf diese Weise konnte die 
Performance des Beirats im Bereich Streitschlichtungen verbessert werden, sehr zur Zufrieden-
heit der Authority AGCOM. Die Mitarbeiterin Carola Morelli ist immer noch im Beirat tätig und leis-
tet – genauso wie die Stammbesetzung mit Silvia Pichler und Mukesh Macchia – hervorragende 
und unermüdliche Arbeit. Die große Zahl an Schlichtungsverhandlungen kann dank des aufge-
stockten Teams noch zeitgerechter bewältigt werden als vorher. 
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Die Finanzpolizei vernimmt Beamte des Beirats  
Überprüft werden Staatsbeiträge an private Fernseh-Unternehmer 

   
Am 21. Oktober 2015 wurden zwei Finanzbeamte in den Büros des Kommunikationsbeirats vor-
stellig, um Dokumente mitzunehmen, die ein Fernsehunternehmen mit seinem Gesuch um
Staatsbeiträge dem Beirat zugesandt hatte. Nach einem zweiten Besuch der Finanzer wurden
einige Monate später der vormalige Präsident des Beirats und die Büroleiterin zur Vernahme in 
die Polizeiwache gebeten. Diese polizeiliche Untersuchung sorgte für erhebliche Verunsicherung 
in der Beamtenschaft und verdeutlichte die Notwendigkeit einer hierarchischen Struktur innerhalb 
des Amtes mit klarer Kompetenzenverteilung. Im beschriebenen Fall geht es um die Überprüfung 
von Beiträgen im Umfang von 200.000 Euro. Diese Beiträge werden vom Beirat im Auftrag des 
Ministeriums für Wirtschaftsentwicklung MISE bearbeitet und mit verantwortet.  

 

DIE SITZUNGEN DES BEIRATS 
Dringliche Entscheidungen in brisanten Fällen 

Beirat kann Recht auf Richtigstellung falscher Nachrichten durchsetzen  
 
Im Falle von Anzeigen wegen Verletzungen des Par-Condicio-Gesetzes, des Kinder- und Ju-
gendschutzes, oder des Rechts auf Richtigstellung unwahrer Nachrichten tritt der Beirat zu Dring-
lichkeitssitzungen zusammen um die notwendigen Maßnahmen unverzüglich einzuleiten bzw.
Entscheidungen zu treffen. 
Im abgelaufenen Jahr hatte der Beirat einen Grenzfall innerhalb des Rechts auf Richtigstellung zu
entscheiden, in den sich zwei bedeutende Massenmedien verstrickt hatten. 
 
Außerdem treten die Beiratsmitglieder zu programmierten Sitzungen zusammen, um Tätigkeits-
programme zu entwerfen und Schiedssprüche in Streitfällen des Telefonsektors zu fällen. Vor
dem Beirat werden Fälle behandelt, die in den beiden vorherigen Schlichtungsinstanzen zu keiner 
Einigung geführt haben. Der Beirat entscheidet also in dritter Instanz. Seine Schiedssprüche sind 
ein gültiger Rechtstitel, der nur noch vor dem Verwaltungsgericht der Region Latium oder der 
ordentlichen Gerichtsbarkeit angefochten bzw. weiterverfolgt werden kann. Von den ca. 1000
Schlichtungsfällen, die der Beirat 2016 abwickelte, gelangten nur 16 bis in die erwähnte dritte
Instanz, die Entscheidung durch den Beirat. Last but not least dienen die Beiratssitzungen, die
etwa ein Mal pro Monat stattfinden, der Genehmigung der Beitragsgesuche der Medien.  
2016 stieß Gernot Mussner für das ausgeschiedene ladinische Beiratsmitglied Ivo Walpot zum
sechsköpfigen Organ. Der Einsatz des vom Landtag gewählten Mussner ist vorbildlich, die Zu-
sammenarbeit mit den anderen Mitgliedern des Beirats (Haidi Romen, Jörg Viehweider, Paolo 
Pasi und Norbert Bertagnolli) sehr konstruktiv. 
 
 

INTENSIVE KOORDINIERUNGSGESPRÄCHE DER REGIONALEN BEIRÄTE 
Die Delegierungen an die Beiräte sind neu zu definieren und zu finanzieren 

Roland Turk zum Sprecher der Regionen mit mehrsprachigem Medienangebot ernannt  
    
Die Präsidenten der Kommunikationsbeiräte aus allen Regionen Italiens trafen sich gegen Ende
des Jahres 2016 und Anfang 2017 öfter als üblich. Der Grund liegt in den intensiven Verhandlun-
gen zur Neudefinierung der Kompetenzen der Beiräte. Das bestehende Rahmenabkommen, wel-
ches die delegierten Kompetenzen im Jahr 2008 definiert hatte, muss dringend erneuert werden. 
Damit hängt auch die Finanzierung der Beiräte durch die Authority AGCOM zusammen; ein um-
kämpftes Thema, weil die Mittel insgesamt wohl nicht erhöht werden, aber fast jeder Beirat auf
eine Aufstockung oder zumindest Beibehaltung jener Summen hofft, die 2008 festgelegt worden
waren.  
Da die Vertragspartner des Rahmenabkommens mit AGCOM die Konferenz der Regionen und
Autonomen Provinzen und die Konferenz der Regionalparlamente sind, hat der Präsident der
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Südtiroler Landesbeirats die Spitzen von Landtag und Landesregierung ersucht, sich für eine Bei-
behaltung der bisher von AGCOM nach Bozen überwiesenen Summen einzusetzen. Dies aus der
Überzeugung heraus, dass unser Kommunikationsbeirat eine tadellose Performance vorzuweisen 
hat. Der Beiratspräsident vertrat diese selbstbewusste Haltung auch gegenüber AGCOM und 
rechnet mit einer Anerkennung der soliden Leistungen durch AGCOM. 
Abgesehen von den aktuellen Verhandlungen zur Erneuerung des Rahmenabkommens dienen
die Treffen der Beiratspräsidenten der Abstimmung der Gesetzesinterpretationen und der Anglei-
chung der Implementierung von Aufgaben, die AGCOM und Ministerium für wirtschaftliche Ent-
wicklung an die Beiräte übertragen haben. Weiters werden die Treffen für Gespräche mit der
Authority AGCOM genutzt, die einige Initiativen des Bozner Beirats tatkräftig unterstützt.   
 
Dem großen Entgegenkommen der AGCOM-Funktionärin für die Beziehungen zu den regionalen 
Beiräten, Dr. Maria Pia Caruso, ist es zu verdanken, dass die Zusammenarbeit mit AGCOM gut
funktioniert. Caruso kümmert sich auch um die ständige Weiterbildung der Bediensteten und Prä-
sidenten der Beiräte.  
Der Präsident des Kommunikationsbeirats von Apulien, Felice Blasi, hat im Februar 2016, zu Be-
ginn seiner Amtszeit als Koordinator der Versammlung der Beiratspräsidenten, Roland Turk zum
Sprecher der Versammlung für die Regionen mit mehrsprachigem Medienangebot ernannt.  
Turk ist somit der Referent für alle Sonderbelange, die in Gebieten mit einer mehrsprachigen Me-
dienpräsenz anfallen. Sprachliche Sonderbelange gibt es auch gegenüber den Telekommunikati-
onsanbietern.  
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DIE SCHLICHTUNGSTÄTIGKEIT IM TELEFONSEKTOR 
980 Fälle im Jahr 2016 

Die Durchführung des Schlichtungsversuches zwischen Betreibern von Telekommunikations-
diensten und ihren Nutzern stellt einen wachsenden Aufgabenbereich für den Landesbeirat dar 
und ist sicherlich eine der bürgerfreundlichsten Befugnisse des Landesbeirates, da sie allen Te-
lefonnutzern (Privatpersonen, Unternehmen und öffentlichen Ämtern) offen steht. 

Der Schlichtungsversuch bietet der Bevölkerung die Möglichkeit, Probleme im Telefonbereich 
über ein rasches und vor allem unentgeltliches Schlichtungsverfahren zu lösen.  

Die Abwicklung der Schlichtungstätigkeit wurde von den Mitarbeiterinnen des Landesbeirates 
Silvia Pichler und Carola Morelli immer gewissenhaft durchgeführt.  

Die Schlichtung im Telefonsektor: 

 ist für Bürger unentgeltlich und kann ohne Rechtsbeihilfe in Anspruch genommen
werden. 

 ist, vor einem Gang zum Gericht, verpflichtend. 
 Versucht, eine für beide Seiten annehmbare Lösung herbeizuführen. 
 der/die Schlichter/in wird vom Landesbeirat für die Mediation beauftragt, und der

Schlichtungsversuch findet im Büro des Landesbeirates statt.  
 der Antrag auf einen Schlichtungsversuch (Vordruck) kann mittels E-Mail, Fax oder 

Post bzw. direkt an das Beiratsbüro gerichtet werden. 

Die beim Landesbeirat eingereichten Schlichtungsanträge erreichten im Jahr 2016 die ansehnli-
che Zahl von 980 Fällen.  

Kein Anschluss unter dieser Nummer?  
Im Dringlichkeitswege kann der Beirat Telefondienst wiederherstellen lassen 

Die Telefonkunden haben außerdem die Möglichkeit, im Falle von Unterbrechungen der Dienst-
leistung, Missbräuchen bzw. nicht ordnungsgemäßen Funktionsweisen des Dienstes, einen An-
trag auf eine schnellstmögliche Wiederherstellung des Dienstes einzureichen. Damit wird die 
Telefongesellschaft aufgefordert, die Erbringung des Dienstes bis zum Abschluss des Schlich-
tungsverfahrens wiederherzustellen. 

Im Jahr 2016 sind beim Landesbeirat 164 Anträge auf solche Dringlichkeitsmaßnahmen einge-
gangen. Fast in allen Fällen konnte zur Zufriedenheit der Telefonkunden eine Wiederherstellung 
des Dienstes erreicht werden. 

Im Vergleich zum Vorjahr stieg die Anzahl der Streitfälle zwar nicht, aber die damit verbundene 
Tätigkeit brachte, vor allem im Hinblick auf den niedrigen Personalstand des Beirates, einen
enormen Aufwand an Arbeit. Nur durch eine Personalaufstockung, welche sich im April 2016
ereignete (befristete Aufnahme einer Vollzeitkraft), konnte dem hohen Arbeitspensum, welches
mit der Schlichtungstätigkeit zusammenhängt, Folge geleistet werden.    
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Die Schlichtungstätigkeit in barer Münze 
   
Die Schlichtungstätigkeit beim Landesbeirat für das Kommunikationswesen stellt für die Bevölke-
rung nicht nur in bürokratischer, sondern vor allem auch in finanzieller Hinsicht eine große Un-
terstützung dar. Im abgelaufenen Jahr konnten im Rahmen der Schlichtungstätigkeit den Bürge-
rinnen und Bürgern 137.241,02 Euro (in Form von  Überweisungen und Gutschriften auf Sim-
Karten) zurückerstattet werden. Aus den Verhandlungen in zweiter Instanz (vgl. Kapitel „Ent-
scheidungen“) lukrieren die Telefonkunden weitere 106.994,85 Euro.  
   
2016 wurden während der Schlichtungsverhandlungen 581 Einigungen gefunden. Zudem wur-
den 187 sog. Vorschlichtungen erzielt. In diesen Fällen gelang durch eine rasche Vermittlung
des Beirats eine Einigung noch vor dem anberaumten Schlichtungstermin. Man kann also von
insgesamt 768 positiv ausgegangenen Schlichtungsfällen sprechen. Nur in 56 bearbeiteten 
Fällen konnte keine Einigung erzielt werden, während bei 73 Schlichtungsverhandlungen eine 
oder beide Parteien nicht erschienen sind. Diese 73 Fälle sind neutral zu betrachten, da die An-
wesenheit bei der Schlichtungsverhandlung für die Parteien nicht obligatorisch ist. 
   
Wenn man also nur die positiv bzw. negativ ausgegangenen Fälle heranzieht (siehe Grafik un-
ten), erreicht die Einigungsquote 91 %: ein für eine öffentliche Schlichtungsstelle durchaus
hoch einzuschätzender Durchschnitt.  
   

Erfolgsquote der Schlichtungen 
   

 
 
 
 
 
 
 

 
   
   

 
Die Streitfälle nach Telefonanbieter 

   
Statistisch gesehen ist auch die Aufteilung der eingegangenen Anträge nach Telefonanbieter im
Bereich der Schlichtungstätigkeit von Interesse. Nachfolgende Graphik stellt die Anzahl der beim
Landesbeirat eingegangenen Streitfälle pro Telefongesellschaft im Jahr 2016 dar. 
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Vergleicht man diese Daten mit den Marktanteilen der einzelnen Gesellschaften, so wird
deutlich, bei welchen Anbietern das größte Konfliktpotential vorhanden ist.   
   

Streitfälle in Südtirol 
Fixtelefonanschlüsse  

   
   
   
   
   
   
   

 
 
 
 

 
 

 
 
Die Marktanteile der Anbieter sind italienweit folgendermaßen aufgeteilt: 
   

Marktanteile italienweit – Fixtelefonanschlüsse 
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H3G 44%

andere 2% Wind 11%

Vodafone 13%

Telecom Italia 
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Streitfälle in Südtirol – Mobiltelefonanschlüsse  

   
Marktanteile italienweit – Mobiltelefonanschlüsse 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
Vergleicht man die Tabellen der Streitfälle pro Anbieter mit deren Marktanteilen, so kristallisieren 
sich auch im Handy-Sektor eklatante Unterschiede in der Häufigkeit von Konflikten heraus.  
   

Streitfälle nach Art der Verträge 
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Schlichtungen im Telefonsektor nach Art der Streitfälle 
   

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 

  

 
 
 
 
 
 

Italiener am öftesten mit ihren Telefonanbietern im Clinch 
   
Frappierend ist ein Vergleich zwischen den zwei größten Volksgruppen im Land, den Deutschen
und den Italienern. Die Häufigkeit, mit der deutsche und italienische Telefoniekunden Schlich-
tungsanträge beim Kommunikationsbeirat einreichen, könnte unterschiedlicher nicht sein. Den
553 Schlichtungen mit italienischen Telefoniekunden stehen 340 Schlichtungen mit deutschen
Kunden gegenüber. Nur 3 Schlichtungsanträge wurden von Ladinern eingereicht. 

 
 

Entscheidung der Streitfälle im Telefonsektor (zweite Instanz) 
   
Ebenso gewissenhaft und stets innerhalb der vorgegebenen Fristen wurden vom zweiten Mitar-
beiter des Landesbeirats, Rag. Mukesh Macchia, die Anträge zur Entscheidung in Streitfällen im
Telefonsektor (zweite Instanz) bearbeitet. Insgesamt wurden im Laufe des Jahres 72 solche An-
träge eingereicht und vom Landesbeirat auch innerhalb des Jahres abgeschlossen.  
   
Die jeweiligen Entscheidungen, die unter Hinzuziehen der zwei Rechtsanwältinnen Michela Lu-
ciani und Sara Tonolli getroffen wurden, bewirkten eine Rückerstattung von insgesamt
106.994,85 Euro an die betroffenen Telefonkunden. 
   
Insgesamt wurden also durch die Schlichtungstätigkeit und die Entscheidungstätigkeit in zweiter
Instanz den Telefonkunden 244.235,87 Euro zurückerstattet. 
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Eingegangene Entscheidungsanträge in den letzten Jahren 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Eingegangene Entscheidungsanträge pro Telefongesellschaft 2016 
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RKA – Register der Kommunikationsanbieter  

   
   

1. Was ist das RKA? 
 
Das RKA, oder Register der Kommunikationsanbieter ist ein einheitliches Register, welches von
der Aufsichtsbehörde für das Kommunikationswesen gemäß Art. 1 Absatz 6 Buchstabe a) 5-6
des Gesetzes Nr. 249 vom 31. Juli 1997 eingerichtet wurde, um die Transparenz und die Öffent-
lichkeit der Eigentümerverhältnisse zu fördern, damit die Anwendung der Bestimmungen im Be-
reich Kommunikationswesen, wie die Bestimmungen über das Fusionsverbot, die Informations-
vielfalt oder die Begrenzung der Beteiligung von Drittgesellschaften, sichergestellt wird. 

 
 

2. Wer muss sich im RKA eintragen? 
 

Folgende Rechtssubjekte, die unter Art. 2 Abs. 1 der Bestimmungen über die Organisation
und die Führung des RKA angeführt sind, sind zur Eintragung verpflichtet: 

a. Netzbetreiber 

b. Anbieter von Inhalten 

c. Anbieter von interaktiven TV-Diensten oder Diensten mit Zugangskontrolle 

d. Hörfunkanbieter 

e. Werbeunternehmen 

f. Produzenten und Verteiler von Hörfunk- und Fernsehprogrammen 

g. Staatliche Presseagenturen 

h. Herausgeber von Tageszeitungen, Zeitschriften oder Magazinen 

i. Herausgeber elektronischer Medien 

j. Anbieter elektronischer Kommunikationsdienste 

Dabei ist hervorzuheben, dass die Ausübung der eben genannten Tätigkeiten eine ausreichen-
de, aber auch erforderliche Bedingung für die Eintragung ist: nur jene Rechtssubjekte, die die-
se Tätigkeiten ausüben, sind zur Eintragung im RKA angehalten. 

 
 

3. Wie erfolgt die Eintragung im RKA? 
 

Die Aufsichtsbehörde für das Kommunikationswesen hat mit Beschluss Nr. 393/12/CONS die
Obliegenheiten im Zusammenhang mit der digitalen Verwaltung des Register der Kommunikati-
onsanbieter (RKA) durch jene ergänzt, die auf dem Portal des italienischen Verbundes der Han-
dels-, Industrie-, Handwerks- und Landwirtschaftskammern (impresainungiorno.gov.it) angeführt
sind. 
Im Anhang A zum Beschluss Nr. 666/08/CONS i.d.g.F. (Bestimmungen über die Organisation
und die Führung des Registers der Kommunikationsanbieter, kurz "Registerbestimmungen")
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schreibt Artikel 13 ("Art der Mitteilungsübermittlung") Folgendes vor: "1. Die Mitteilungen an das
Register nach den Art. 5, 8, 9, 10, 11 und 12 erfolgen ausschließlich über die Internetdienste auf
der Internetseite www.roc.agcom.it bzw. im entsprechenden Nutzerbereich auf der Internetsei-
te www.impresainungiorno.gov.it. 2. Die Obliegenheiten laut Anhang C des Beschlusses
(Sonderabteilung des Registers für Rundfunkeinrichtungen auf italienischem Staatsgebiet) sind
ausschließlich über die Internetdienste auf der Internetseite www.catastofrequenze.agcom.it
bzw. im entsprechenden Nutzerbereich auf der Internetseite www.impresainungiorno.gov.it zu
erfüllen. 3. Die nach diesem Beschluss Mitteilungspflichtigen können die genannten Obliegenhei-
ten über die Dienste der erwähnten Internetseiten einer natürlichen Person überantworten. 4. Die
Zertifizierungen nach Artikel 14 werden bis zur Einführung der digitalen Entrichtung der Stem-
pelgebühren weiterhin auf Papier ausgestellt. Auf dem Portal können in einem einzigen Bereich
zahlreiche Obliegenheiten der Unternehmen gegenüber der öffentlichen Verwaltung (Handels-
Industrie-, Handwerks- und Landwirtschaftskammer, Ministerium für Wirtschaftsförderung, Ge-
sundheitsministerium und andere) erfüllt werden und bietet zahlreiche Hilfefunktionen beim Aus-
füllen der Formulare des Registers der Kommunikationsanbieter, da automatisch auf die Daten
zugegriffen wird, die die Unternehmen bereits dem Handelsregister mitgeteilt haben, das von
den Handelskammern verwaltet wird. 
Beachten Sie, dass das Portal www.impresainungiorno.gov.it auf der Grundlage der Informa-
tionen des zentralen Systems in der Lage ist, halbautomatisch Listen der Mitglieder der einge-
tragenen oder antragstellenden Betreiber zu erstellen. Unter Einhaltung der Bestimmungen nach
Beschluss Nr. 666/08/CONS bedingt die Meldung über Mitglieder und Verwaltungsräte für den
Anbieter die Pflicht, die Anträge nur in Bezug auf Änderungen zu prüfen und zu ergänzen, die
Rechtssubjekte betreffen, die nicht im Handelsregister eingetragen bzw. nicht verpflichtet sind,
ihre Gesellschaftsstruktur mitzuteilen. 
Infolge des neuen Registersystems sind sämtliche Obliegenheiten, auch die Eintragungsanträge,
digital über das Portal  impresainungiorno.gov.it abzuwickeln. Davon ist derzeit nur der Zertifizie-
rungsantrag (Formular 17/RKA) ausgenommen, der bis zur Einführung der digitalen Entrichtung
der Stempelgebühren weiterhin in Papierform abgewickelt wird. 
Die neuen Dienste auf dem Portal impresainungiorno.gov.it sind ab dem 16. Oktober 2012 ver-
fügbar. 
Der Zugang zum neuen System des Registers der Kommunikationsanbieter und dem staatlichen
Frequenzkataster ist lediglich über eine Bürgerkarte nach Art. 1 Buchstabe d) der Bestimmungen
über die digitale Verwaltung (GvD Nr. 82 vom 7. März 2005) gestattet. 
Die gesetzlichen Vertreter oder Eigentümer der eingetragenen Anbieter (bzw. die Antragsteller)
sind daher ab dem 16. Oktober 2012 angehalten, sich mit einer Bürgerkarte für den Zugang zum
Portal impresainungiorno.gov.it auszustatten. 
Auch die Person, die zum Ausfüllen und zur Übermittlung der Meldungen an das Register der
Kommunikationsanbieter oder an das Frequenzkataster bevollmächtigt ist, ist mit einer Bürger-
karte auszustatten. 
Die Bürgerkarte ist ein rechtsgültiger elektronischer Personalausweis, der von öffentlichen Ein-
richtungen als Smartcard (im Kreditkartenformat) oder als USB-Stick ausgestellt wird. Zurzeit
wird die Bürgerkarte von folgenden öffentlichen Einrichtungen ausgestellt (die sich ihrerseits auf
eine akkreditierte Zertifizierungsstelle stützen): 
Die Handelskammern aller italienischen Provinzen; 
Die Lombardei für die in dieser Region ansässigen Bürger; 
Friaul-Julisch Venetien, für die in dieser Region ansässigen Bürger; 
Außerdem haben verschiedene Berufsverzeichnisse seit einiger Zeit die Bürgerkarte in ihren
Mitgliedskarten integriert. Die Ausstellungsvoraussetzungen unterscheiden sich je nach Körper-
schaft. Für nähere Details können Sie sich direkt an diese wenden. 
Das Portal impresainungiorno.gov.it umfasst entsprechende Dienste, über die die gesetzlichen
Vertreter oder Eigentümer der Unternehmen sich als solche mit ihrer Bürgerkarte akkreditieren
und andere Personen zum Ausfüllen und zur Übermittlung der Meldungen an das Register der
Kommunikationsanbieter und das staatliche Frequenzkataster bevollmächtigen können (Dienst
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zur Erteilung einer Untervollmacht). Auch sie müssen sich zur Ausübung der übertragenen Voll-
machten über das Portal impresainungiorno.gov.it mit einer Bürgerkarte ausstatten. 

 
 

4. Obliegenheiten im Zusammenhang mit dem RKA über die Bürgerkarte 
 

Wie bekannt ist, hat die Aufsichtsbehörde für das Kommunikationswesen mit Beschluss Nr.
393/12/CONS die Obliegenheiten im Zusammenhang mit der digitalen Verwaltung
des Registers der Kommunikationsanbieter (RKA) durch jene ergänzt, die auf dem Portal des
italienischen Verbundes der Handels-, Industrie-, Handwerks- und Landwirtschaftskammern
(www.impresainungiorno.gov.it) angeführt sind. 
Seit dem 16. Oktober 2012 erfolgt der Zugang zum neuen RKA-System also über das Portal
bzw. indem man die einzelnen Formulare über das Portal der Aufsichtsbehörde abruft. Der Zu-
gang zu den Formularen ist lediglich über die Bürgerkarte nach Artikel 1 Buchstabe d) der Be-
stimmungen über die digitale Verwaltung (GvD Nr. 82 vom 7. März 2005) gestattet. Dementspre-
chend haben sich die gesetzlichen Vertreter oder die Eigentümer der eingetragenen (oder an-
tragstellenden) Kommunikationsanbieter, die anzeigepflichtigen natürlichen Personen und die
mit dem Ausfüllen und der Übermittlung der Formulare an das Register der Kommunikations-
anbieter beauftragten Sachbearbeiter mit einer Bürgerkarte für den Zugang zum Portal auszu-
statten. Die Bürgerkarte ist ein rechtsgültiger elektronischer Personalausweis und kann als sol-
cher nur von einer öffentlichen Einrichtung als Smartcard (im Kreditkartenformat) oder als
USB-Stick ausgestellt werden.  

 
 

5. Bis wann hat die Eintragung zu erfolgen? 
 

Der Eintragungsantrag muss innerhalb von 60 Tagen ab dem Beginn der eintragungsrelevanten
Tätigkeit erfolgen. Sollte der Tätigkeitsbeginn an die Ausstellung der im Vorfeld genannten Befä-
higungsnachweise gebunden sein, läuft die Frist für die Eintragung in das Register ab der Aus-
stellung des Befähigungsnachweises. 
Die Anbieter, für die die Eintragung verpflichtend ist, diese jedoch nicht innerhalb der festgeleg-
ten Frist beantragen, werden gemäß Art. 24 bestraft.  

 
 

6. Wie erhält man eine Eintragungsbestätigung? 

Das Formular mit dem eine Eintragungsbestätigung beantragt wird, ist das Formular 17/RKA,
welches im Amtsblatt und auf der in der vorhergehenden Frage angeführten Internetadresse
heruntergeladen werden kann. 
Der Bestätigungsantrag (Stempelmarke zu 14,62 EUR) gemäß Art. 15 des Beschlusses Nr.
666/08/CONS ist in Papierform zu übermitteln. Dem Antrag ist eine Ausfertigung eines gültigen
Ausweises des gesetzlichen Vertreters des Unternehmens (oder des Eigentümers des Einzelun-
ternehmens) beizulegen. Die Unterlagen sind mittels Einschreiben mit Rückschein an folgende
Adresse zu übersenden: 
Landesbeirat für das Kommunikationswesen 
Cavourstraße 23/c 
39100 Bozen 
Art. 14 Abs. 2 der Bestimmungen über die Organisation und Führung des RKA sieht jedenfalls
vor, dass die Zuweisung der Eintragsnummer gemäß den geltenden Rechtsvorschriften mittels
einer eidesstattlichen Erklärung der Bestätigung nachgewiesen werden kann. 
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7. Wie kann man die Löschung der RKA-Eintragung beantragen? 
 

Der Antrag auf Löschung der Eintragung ist auf elektronischem Wege, binnen 30 Tagen ab dem
Umstand, der die Löschung bedingt, zu stellen. Dazu ist das Formular 16/RKA, das auf der In-
ternetseite www.roc.agcom.it erhältlich ist, auszufüllen. 

 
 

8. Was ist die JÄHRLCHE MITTEILUNG? 
 

Es handelt sich dabei um die unter Art. 11 der Bestimmungen über die Organisation und
Führung des RKA vorgesehene Mitteilung, mit der die im Register eingetragenen Anbieter die
Unternehmensdaten aktualisieren, die sie zum Zeitpunkt der Einreichung des Eintragungsantra-
ges vorgelegt haben. 

 Die eingetragenen Anbieter, die als Kapitalgesellschaften oder Genossenschaften struk-
turiert sind, übermitteln innerhalb von 30 Tagen ab der Mitgliederversammlung, in der
der Jahresabschluss genehmigt wird, die alljährliche Mitteilung, aktualisiert zum Datum
ebendieser Versammlung. 

 Die übrigen Anbieter übermitteln die jährliche Mitteilung bis zum 31. Juli eines jeden Jah-
res (aktualisiert zu ebendiesem Datum). 

Die jährliche Mitteilung, die nach vorheriger Registrierung auf der Internetsei-
te www.roc.agcom.it ausschließlich auf elektronischem Wege zu übermitteln ist, muss all-
jährlich übersendet werden, auch wenn sich nichts verändert hat. 
Die zu übermittelnden Formulare sind in der Anlage B im Teil über die Jährliche Mitteilung ange-
führt und unterscheiden sich je nach der Rechtsform des eingetragenen Kommunikationsanbie-
ters (Kapitalgesellschaft, Personengesellschaft, Einzelunternehmen, Vereinigungen und andere). 

 
 

9. Muss das herausgegebene Blatt bei Gericht eingetragen werden? 
 

Gemäß Art. 5 des Gesetzes Nr. 48 vom 8. Februar 1947 darf keine Zeitung oder Zeitschrift ver-
öffentlicht werden, falls diese nicht bei der Geschäftsstelle jenes Gerichts eingetragen ist, in des-
sen Bezirk sie veröffentlicht wird. 
Art. 16 des Gesetzes Nr. 62 vom 7. März 2001 sieht vor, dass die eintragungspflichtigen Kom-
munikationsanbieter von der Eintragungspflicht des eigenen Blattes bei Gericht befreit sind. Die
Eintragung im RKA ist eine Voraussetzung für den Veröffentlichungsbeginn. 
Wenn also der Herausgeber gleichzeitig auch der Eigentümer des Blattes ist, kann dieser von
der obgenannten Möglichkeit Gebrauch machen und lediglich die Eintragung in das RKA bean-
tragen. Auf diese Weise kann von der Eintragung des Blattes bei Gericht abgesehen werden. 

 
 

10. Welche Zeitungen sind hinsichtlich der Erfassung der staatlichen Nachrichtenagentu-
ren relevant? 

 
Zur Einhaltung der Bestimmung unter Art. 2 Buchstabe g) in Bezug auf mindestens fünfzehn
Tageszeitungen in fünf Regionen, sind die Tageszeitungen in Papierform oder die Tageszei-
tungen im Internet zu berücksichtigen, sowie die Rundfunknachrichten, wie Radio- oder Fern-
sehnachrichten. 
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11. Verfahren für die  Aktivierung eines WEB TV? 
 

Zunächst muss man der Aufsichtsbehörde (AGCom) die Absicht mitteilen, eine derartige Tä-
tigkeit beginnen zu wollen. Als nächsten Schritt muss man sich beim RKA (Register der Kom-
munikationsanbieter) anmelden. Schließlich werden die Inhalte erarbeitet. Auch wenn die
Schaffung eines WEB TV recht einfach erscheint, ist auf ein dichtes und komplexes Regelwerk
zu achten. Das erste Hindernis ist das Autorenrecht: Es wird wohl kaum ein Video ohne Hinter-
grundmusik bzw. ohne Bilder aus dem Internet geben. 
Aus dem Internet können sich nämlich die content provider eine ganze Fülle an Inhalten holen,
doch das ist nicht unproblematisch, denn die dort zur Verfügung stehenden Produkte werden
meistens ohne jedwede Angabe veröffentlicht. In der Tat wird oft nicht präzisiert, dass es fast
immer notwendig ist, die entsprechende Erlaubnis einzuholen. 
Der letzte Schritt besteht im Erwerb der Autorenrechte; dabei sind die geltenden Bestimmungen
zu beachten, insbesondere das Recht auf Vergessen - das auf jeden Fall eingehalten werden
muss, will man sich Schwierigkeiten mit der Aufsichtsbehörde ersparen – und der Datenschutz,
der oft durch die Ausübung des Informationsrechtes unter die Räder kommt. 

 
 

12. Weiterführende Informationen 
 

Bei Fragen oder Unklarheiten in Bezug auf das Register der Kommunikationsanbieter (RKA), die 
auf dieser Internetseite nicht behandelt werden, können Sie uns gern unter der Nummer 0471 

287188 erreichen oder eine E-Mail an mukesh.macchia@lbk-bz.org schicken. 
 

Parteienverkehr 
Montag und Dienstag 

09.00 - 12.00 Uhr 
Donnerstag 

09.00 - 12.00 Uhr und von 14.30 - 17.00 Uhr 
Freitag 

09.00 - 12.00 Uhr 
 

RKA: Anzahl der Neueinschreibungen in den letzten vier Jahren 
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Anlage Nr. 1: 
Tabelle Staatsbeiträge Radiosender 
   
Anlage Nr. 2: 
Tabelle Staatsbeiträge Fernsehsender 
   
Anlage Nr. 3: 
Tabelle Landesbeiträge Radio-, Fernsehsender und Onlineportale 
   
Anlage Nr. 4: 
Landesgesetz Nr 13 vom 29.09.2015 
Durchführungverordnung 
   
Anlage Nr. 5: 
Faltblatt „Ihr Gutes Recht“ 
    
Anlage Nr. 6: 
Medienserminare 

  

   
Anlage Nr. 7: 
Broschüre Medien und Jugendschutz 

  



TÄTIGKEITSBERICHT 2016 
 
 

36 

 

 

ANLAGE NR. 1   
 



TÄTIGKEITSBERICHT 2016 
 
 

37 

 

 

ANLAGE NR. 1   
 



TÄTIGKEITSBERICHT 2016 
 
 

38 

 

 

ANLAGE NR. 1   
 



TÄTIGKEITSBERICHT 2016 
 
 

39 

 

 
 

ANLAGE NR. 1   
 



TÄTIGKEITSBERICHT 2016 
 
 

40 

 

 

ANLAGE NR. 2   
 



TÄTIGKEITSBERICHT 2016 
 
 

41 

 

 

ANLAGE NR. 2   
 



TÄTIGKEITSBERICHT 2016 
 
 

42 

 

 

ANLAGE NR. 3   
 



TÄTIGKEITSBERICHT 2016 
 
 

43 

 

 

ANLAGE NR. 4   
 



TÄTIGKEITSBERICHT 2016 
 
 

44 

 

 

ANLAGE NR. 4   
 



TÄTIGKEITSBERICHT 2016 
 
 

45 

 

 

ANLAGE NR. 4   
 



TÄTIGKEITSBERICHT 2016 
 
 

46 

 

 

ANLAGE NR. 4   
 



TÄTIGKEITSBERICHT 2016 
 
 

47 

 

 

ANLAGE NR. 4   
 



TÄTIGKEITSBERICHT 2016 
 
 

48 

 

 

ANLAGE NR. 4   
 



TÄTIGKEITSBERICHT 2016 
 
 

49 

 

 

ANLAGE NR. 4   
 



TÄTIGKEITSBERICHT 2016 
 
 

50 

 

 

ANLAGE NR. 4   
 



TÄTIGKEITSBERICHT 2016 
 
 

51 

 

 

ANLAGE NR. 4   
 



TÄTIGKEITSBERICHT 2016 
 
 

52 

 

 

ANLAGE NR. 4   
 



TÄTIGKEITSBERICHT 2016 
 
 

53 

 

 

ANLAGE NR. 4   
 



TÄTIGKEITSBERICHT 2016 
 
 

54 

 

 

ANLAGE NR. 4   
 



TÄTIGKEITSBERICHT 2016 
 
 

55 

 

 

ANLAGE NR. 4   
 



TÄTIGKEITSBERICHT 2016 
 
 

56 

 

 

ANLAGE NR. 4   
 



TÄTIGKEITSBERICHT 2016 
 
 

57 

 

 

ANLAGE NR. 4   
 



TÄTIGKEITSBERICHT 2016 
 
 

58 

 

 

ANLAGE NR. 4   
 



TÄTIGKEITSBERICHT 2016 
 
 

59 

 

 

ANLAGE NR. 4   
 



TÄTIGKEITSBERICHT 2016 
 
 

60 

 

 

ANLAGE NR. 5   
 



TÄTIGKEITSBERICHT 2016 
 
 

61 

 

 

ANLAGE NR. 5   
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
“IHR GUTES RECHT”, ein Faltblatt, das in handlicher Form drei Institutionen beschreibt: den Landesbei-
rat für das Kommunikationswesen, die Volksanwaltschaft und die Gleichstellungsrätin. 
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Titelblatt einer 40-seitigen Druckschrift, die der Kommunikationsbeirat zum Zweck der Fortbildung für 
Journalisten herausgegeben hat.  
 



Tel. 0471 287 188 | Fax 0471 405 172
info@lbk-bz.org
info@cpc-bz.org 
www.lbk-bz.org
www.cpc-bz.org

Landesbeirat für das Kommunikationswesen
39100 Bozen | Cavourstraße 23/c

Comitato provinciale per le comunicazioni 
39100 Bolzano | Via Cavour 23/c




